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Die inhaltliche und methodische Besonderheit des T BS Krisenbarometers 
wurde in den vorangegangenen Abschnitten bereits ausführlich dargelegt. Aber 
wie haben denn die renommierten und bundesweit beachteten Wirtschaftsinsti-
tute die Entwicklung der Wirtschaft im Krisenjahr 2009 begleitet und analysiert? 
Haben ifo, DIW oder IHKen ähnliche Tendenzen wie die TBS aufgezeigt und 
worin lagen die Unterschiede zum Schnellinformationssystem? Welche neuen 
Erkenntnisse können darüber hinaus hinsichtlich der abgefragten Auftragsent-
wicklung, Beschäftigtensituation und Zukunft des Verarbeitenden Gewerbes in 
Rheinland-Pfalz gewonnen werden? 

Hierzu ist ein Vergleich mit den etablierten und häufig auch deutschlandweit 
beachteten Wirtschaftsindikatoren wie dem ifo-Geschäftsklimaindex hilfreich. 

Durch den Vergleich des TBS Krisenbarometers mit anderen Konjunkturba-
rometern können auch unterschiedliche Ergebnisse und Interpretationen, die 
durch die besondere Herangehensweise im Rahmen des Schnellinformations-
systems ausgemacht wurden, diskutiert und deren methodischen wie inhaltli-
chen Vor- und Nachteile ausgemacht werden. 
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5.1 Vorbemerkungen zu den betrachteten  
Konjunkturindikatoren

Betrachtet werden sollen im Folgenden die häufig auch öffentlich zitierten 
Indikatoren des ifo-Konjunkturtestes, die Berichte des DIW-Konjunkturbaro-
meters, die dreimal jährlich erscheinenden Konjunkturberichte des Deutschen 
Industrie- und Handelskammertages (DIHK), sowie die ähnlich aufgebauten Be-
richte der Arbeitsgemeinschaft der rheinland-pfälzischen IHKen. 

a) ifo-Konjunkturtest

Der ifo-Konjunkturtest basiert auf ca.  7.000 monatlichen Meldungen von 
Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes, des Bauhauptgewerbes sowie 
des Groß- und Einzelhandels. Die Unternehmen werden hierbei gebeten, ihre 
gegenwärtige Geschäftslage zu beurteilen und ihre Erwartungen für die nächs-
ten sechs Monate mitzuteilen. Hieraus errechnet das ifo-Institut dann per Sal-
dierung der positiven und negativen L age- / Erwartungseinschätzungen je ei-
nen Index zur aktuellen Lage und zu den Erwartungen der Unternehmen. Aus 
dem Mittelwert zwischen Lage und Erwartungen wird dann der bekannte ifo-
Geschäftsklimaindex gebildet. 

b) DIW-Konjunkturbarometer

Das DIW-Konjunkturbarometer stützt sich dagegen auf volkswirtschaftli-
che Indikatoren wie die Produktion und den Umsatz in wichtigen Bereichen 
der deutschen Wirtschaft und wird mit Hilfe eines ökonometrischen Ansatzes 
durchgeführt. Neben einer aktuellen Schätzung enthält der DIW- Konjunktur-
barometer eine Erörterung der aktuellen maßgeblichen Einflüsse auf die Kon-
junktur, berechnet aus den zur Verfügung stehenden Daten jedoch keinen 
„griffigen“ Index. 

c) DIHK / IHK Arbeitgemeinschaft Rheinland-Pfalz: 

Die Deutsche Industrie- und H andelskammer (DIHK) sowie auch die 
IHK Arbeitsgemeinschaft Rheinland-Pfalz erheben dreimal jährlich (Früh-
jahr / Herbst / Winter) Daten zu Lageeinschätzung, Lageerwartung, Exportent-
wicklung sowie Beschäftigungs- und Investitionsplanung. Die Daten basieren 
in Rheinland-Pfalz auf den Angaben von über 1.000 Mitgliedsunternehmen aus 
Industrie, Handel und dem Dienstleistungssektor. Die Zahlen der einzelnen In-
dustrie- und Handelskammern fließen wiederum in den Bericht der DIHK ein. 
Die Aussagen zur erwarteten Geschäftsentwicklung beziehen sich in diesen 
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Erhebungen stets auf die nächsten 12 Monate. Hier wird jeweils ein aktueller 
„Lageindex“ veröffentlicht, der ebenso wie der ifo-Index aus der Saldierung der 
Anzahl der positiven und negativen Lageeinschätzungen resultiert. 

Das T BS Krisenbarometer bezog seine Daten seit Februar 2009 wöchent-
lich aus dem Schnellinformationssystem, das gemeinsam mit den Einzelge-
werkschaften und Betriebsräten aufgebaut wurde. Im Durchschnitt haben 192 
rheinland-pfälzische Betriebe mit über 100.000 Mitarbeitern – über ihre Be-
triebsräte – hieran teilgenommen. Zur genaueren Beschreibung des Verfahrens 
wird an dieser Stelle auf den Anhang „ Methodik des Schnellinformationssys-
tem“ verwiesen.

5.2 Krisenindikatoren – Chronologie der Krise 2009

Die Chronologie des ifo-Konjunkturtests

Der Ifo-Geschäftsklimaindex sowie die L ageeinschätzung der im Ifo-Index 
befragten Unternehmen tendierten im Frühjahr 2009 noch konstant bis leicht 
sinkend. So konnte zwar vom März auf den April eine leichte Steigerung der 
Lageeinschätzungen nachgewiesen werden, in den beiden Folgemonaten bis 
Juni sanken diese wieder leicht ab. Ab Juni 2009 weist die Lageeinschätzung 
der Unternehmen jedoch einen stetig steigenden Trend auf, so dass die Werte 
des modifizierten ifo-Lageindexes von -18 im Juni auf -9 im Dezember anstei-
gen. Auch im Dezember war also immer noch die Mehrzahl der Antworten ne-
gativ, was die Beurteilung der aktuellen Lage in den Unternehmen angeht. Im 
September zeigte sich für das ifo-Institut zwar eine erneute Aufhellung im Ver-
arbeitenden Gewerbe, jedoch wird in diesem Bericht zugleich von zunehmen-
den Unternehmensplanungen zu Entlassungen gesprochen. Im Kommentar zu 
den Auswertungen hieß es im Herbst, die Geschäftslage sei sichtlich weniger 
negativ als zuvor, aber im Vergleich zum Vorjahr weiterhin erheblich schlechter. 
Die deutsche Wirtschaft erhole sich langsam von ihrem Fall. Auch im Verarbei-
tenden Gewerbe zeigten sich weniger ungünstige Werte, die Unzufriedenheit 
mit der Lage sei zwar weiterhin groß, doch der Großteil der Betriebe erwarte 
keine Verschlechterung mehr. Die Zeichen bei den Personalplanungen stünden 
jedoch deutlich auf Abbau.  Der weiter zu beobachtende leichte Anstieg bis 
zum Dezember wurde dahingehend kommentiert, dass sich mittlerweile „die 
zuversichtlichen und skeptischen Zukunftsbewertungen nahezu ausglichen.“ 
Die Ergebnisse der letzten Umfrage in 2009 kämen, im Vergleich zum Vorjah-
resergebnis, einem „Weihnachtsgeschenk“ gleich.  Schließlich seien auch die 
Personalplanungen weniger stark auf Beschäftigungsreduzierung ausgerichtet, 
so das ifo-Institut. 
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Inwiefern man allerdings angesichts von einer Einschätzung der Geschäftsla-
ge noch unter dem Niveau von dem nach den Anschlägen auf das World Trade 
Center 2001 von einem Weihnachtsgeschenk sprechen sollte, ist mit Sicherheit 
fragwürdig. Um mit dem TBS Krisenbarometer darauf zu antworten: Die Pla-
nungen zum Personalabbau hatten tatsächlich etwas abgenommen (KW 49 / 52: 
20 %), doch der durchgeführte Personalabbau war im Gegenzug bei den teilneh-
menden Betrieben schließlich seit Oktober um sieben Prozentpunkte auf 36 % 
(Ende Dezember gar auf 38 %) angestiegen. (Erfreuliche) Weihnachtsgeschen-
ke sehen definitiv anders aus!

Die Entwicklung der ifo-Lageeinschätzungen ist in Abb. 25 mithilfe eines mo-
difizierten Indexes nachgezeichnet und kann dem Verlauf vergleichbarer Indika-
toren bei den IHK- und TBS-Befragungen gegenübergestellt werden.

Die Chronologie des DIW-Konjunkturbarometers

Hinsichtlich des Umfangs des Wirtschaftseinbruchs ging das DIW im März 
2009 davon aus, dass die deutsche Wirtschaft durch die Krise in ihrer Wirt-
schaftleistung um drei Jahre zurückgefallen sei.  Die aktuellen Auswirkungen 
der Krise auf die Beschäftigungsentwicklung konnten zu diesem im monatlich 
veröffentlichten DIW-Konjunkturbarometer noch nicht abgeschätzt werden. 
Die Folgen der drastischen Produktionseinbußen des vierten Quartals 2008 
und des ersten Quartals 2009 auf dem Arbeitsmarkt hingen „maßgeblich von 
der erwarteten weiteren Auftragsentwicklung ab.“ H ier wird also explizit die 
Kausalverbindung zwischen wirtschaftlicher Entwicklung / bzw.  deren Erwar-
tungen mit der Beschäftigtensituation betont, die entsprechend auch über das 
TBS Schnellinformationssystem erfasst wird. Insofern sind die jeweils aktuellen 
und abzusehenden Lageeinschätzungen von durchaus hoher Relevanz für die 
Beschäftigten im Land. 

Im Juli 2009 sprach dann das DIW davon, dass sich Signale für eine wirt-
schaftliche Bodenbildung zeigten, das Bruttoinlandsprodukt 2009 aber enorm 
schrumpfen werde. Die näher rückende Stabilisierung werde allerdings bei wei-
tem nicht reichen, um eine massive Verschlechterung der Beschäftigungsent-
wicklung zu verhindern und ohne eine kräftige Entwicklung der Auftragslage in 
der zweiten Jahreshälfte sei mit einem deutlichen Anstieg der Arbeitslosigkeit zu 
rechnen. Im weiteren Verlauf des Jahres wird ein leichtes Wirtschaftswachstum 
konstatiert, was jedoch nicht als generelle Entwarnung zu verstehen sei. Gerade 
in der Industrie sei die Trendumkehr bei den Produktionszahlen weit weniger 
ausgeprägt. Die konjunkturelle Lage bleibe weiter angespannt und die Gefah-
ren für die Beschäftigung wüchsen mit jedem Monat. 
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„Das Aufholwachstum wird sich im dritten Quartal 2009 beschleunigen“ 
meldet das DIW-Konjunkturbarometer im September des Jahres und auch für 
den industriellen Sektor nannte das Wirtschaftsforschungsinstitut eine Zunah-
me der Wertschöpfung um 2,1 %. Allerdings habe sich die von einem erschre-
ckend niedrigen N iveau ausgehende Dynamik des industriellen Wachstums 
im Berichtsmonat gegenüber den positiveren Vormonaten verlangsamt.  Aus-
wirkungen dieser Entwicklung auf die Beschäftigtensituation werden im ange-
sprochenen Bericht jedoch nicht genannt. Zu Beginn des vierten Quartals 2009 
weist das DIW darauf hin, dass die deutsche Wirtschaft seit dem Tiefststand im 
Frühjahr 09 die ökonomische Aktivität um 2 % steigern konnte, gleichzeitig liegt 
diese aber noch um 5 % unter dem Vorjahreswert. Bei einzelnen Schlüsselbran-
chen des Verarbeitenden Gewerbes wie der Investitionsgüterindustrie, wurde 
auch in diesem Zeitraum lediglich eine Seitwärtsbewegung statt eines Wachs-
tums verzeichnet. Bei einer weiteren gleich bleibenden Entwicklung bräuchte 
die Industrie zwei Jahre um das Vorkrisenniveau zu erreichen. 

Für den Dezember beschreibt das DIW-Konjunkturbarometer weiterhin ei-
nen Aufwärtstrend, wobei die Entwicklung in den Industriesektoren (erneut) 
weniger dynamisch als zuvor erwartet ausfiel.

Als Fazit aus dem gerafften Jahresüberblick des DIW-Barometers lässt sich 
der Schluss ziehen, dass dieses den Tiefpunkt der Wirtschaftskrise im Frühjahr 
2009 ausmacht. Die daran anschließende Erholung, insbesondere des schwer 
getroffenen industriellen Sektors, verläuft jedoch nicht in der Dynamik wie sie 
von den DIW-Fachleuten meist prognostiziert wurden, sondern bleibt hinter den 
Erwartungen zurück. Entsprechende Auswirkungen auf die Beschäftigten sind 
nach Lesart der frühen DIW-Auswertungen zu befürchten, da die wirtschatliche 
Erholung länger als angenommen auf sich warten lässt. Interessanterweise fin-
den die möglichen Arbeitsmarktentwicklungen jedoch gegen Ende des Jahres 
in den Monatsberichten des DIW keine Beachtung mehr. 

Die Chronologie der DIHK- / IHK AG RLP-Berichte

Die Deutsche Industrie- und Handelskammer (DIHK) und auch die IHK Ar-
beitsgemeinschaft Rheinland-Pfalz stellten in ihrer Frühsommer- / Frühjahrsum-
frage im Juni 2009 den geringen Auslastungsgrad der Produktionskapazitäten 
und den Einbruch der inländischen Investitionen fest.  Die T alsohle wäre laut 
DIHK wohl erreicht. Besonders in der Industrie lägen die Erwartungen wieder 
über der Lageeinschätzung. Und vor allem die Finanzierung neuer Aufträge ge-
stalte sich für viele Unternehmen als schwierig. In den nächsten Monaten sei 
auch mit einem merklichen Rückgang der Beschäftigung zu rechnen. 
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Im Herbst 2009 blieb laut der IHK Arbeitsgemeinschaft Rheinland-Pfalz die 
Wirtschaftslage weiter angespannt. Rund die Hälfte der Betriebe hätten angege-
ben, dass sowohl Auftragsbestand als auch die Kapazitätsauslastung als schlecht 
bzw. gering einzustufen seien. Dennoch deutete sich in diesem Zusammenhang 
für die IHK Arbeitsgemeinschaft eine leichte Trendwende an: die Erwartungen 
waren erstmalig seit Herbst 2008 wieder mit einem leichten Plus im Saldo an-
zutreffen. Vor allem in der Industrie seien deutlich positivere Signale zu verneh-
men. Vermutlich sei aber durch „notwendige Kapazitätsanpassungen“ in den 
kommenden 12 Monaten mit einem Anstieg der Arbeitslosigkeit zu rechnen: 
30 % der Betriebe planten in diesem Zeitraum Entlassungen. Hingegen sprach 
die DIHK von „deutlich verbesserten Beschäftigungsplänen“, was jedoch ins-
besondere an positiven Entwicklungen bei der Zeitarbeit läge, die damit – trotz 
der schwierigen Auftrags- und Auslastungssituation – die Lage auf dem Arbeits-
markt stütze. Allerdings spricht es für eine eigene Sicht der Dinge bei einem 
Saldo von -30 hinsichtlich der Beschäftigungspläne, von personalaufbauenden 
und personalabbauenden Betrieben davon zu sprechen, dass „das Schlimmste 
auf dem Arbeitsmarkt“ wohl ausbleibt.

Für die Arbeitsgemeinschaft IHK Rheinland-Pfalz setzte auch im Winterbe-
richt 2009 / 10 die Wirtschaft ihre Erholung fort, auch wenn der Saldo der Ge-
schäftserwartungen gegenüber der H erbstumfrage leicht gesunken war: nur 
jedes vierte Unternehmen rechnete mit einer Verbesserung der Geschäftslage 
binnen 12 Monaten. Im Produzierenden Gewerbe meldeten nach wie vor 40 % 
der Unternehmen rückläufige Auftragsbestände und Kapazitätsauslastungen. 
Für die Beschäftigungspläne würde „die Anpassung der Beschäftigungszahlen 
an das veränderte gesamtwirtschaftliche Umfeld“ wahrscheinlich noch ausste-
hen, „da der Personalbestand vielerorts noch nicht den veränderten Markt- und 
Nachfragebedingungen“ entspräche. 

Fazit

Die positiven Schlagzeilen über den Konjunkturberichten halten folglich nur 
bedingt den tatsächlichen Entwicklungen von L age- und Beschäftigungsein-
schätzungen stand. In den erläuternden Teilen der Berichte kommen dann häu-
fig die relativierenden Fakten zu diesen „Entwarnung signalisierenden“ Über-
schriften hinzu. Doch aufgrund der in der Medienwelt herrschenden Tenden-
zen zu Verkürzung und Vereinfachung nimmt die Öffentlichkeit zumeist nur die 
„geschönten“ Überschriften der wichtigsten Konjunktureinschätzungen wahr. 
Die wirtschaftliche Erholung wird dabei zumeist an den stabilisierenden Aus-
wirkungen des Dienstleistungssektors festgemacht. Dieser kann jedoch ganz 
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Beurteilung der aktuellen (Auftrags-)Lage 2009 * 
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offensichtlich die nur sehr langsam fortschreitende Regeneration des schwer 
getroffenen Verarbeitenden Gewerbes nicht wettmachen. Die Dynamik der Er-
holung der Industrie wird in den aufgeführten Krisenindikatoren zumeist über-
schätzt, so dass auch gegen Ende 2009 entsprechend in keinem der Berichte 
von einer eingeleiteten Trendwende gesprochen werden kann. Rückblickend 
werden die positiven Einschätzungen des industriellen Sektors dann auch zu-
meist relativiert, nur um anschließend weitere positive Prognosen zum weiteren 
Jahresverlauf zu formulieren. Exemplarisch können hierzu die Berichte des DIW 
im Sommer / Herbst 2009 genannt werden. 

Würde man sich die Lesarten einiger Wirtschaftsforschungsinstitute zu ei-
gen machen und bspw. nur nach der aktuellen Auftragslage Rückschlüsse auf 
den Zustand der Wirtschaft ziehen, hätte man anhand des TBS Krisenbarome-
ters auch bereits im August / September 2009 Entwarnung geben können. Wie 
nachfolgend auch der grafisch illustrierte Vergleich der aktuellen Einschätzung 
der Auftragslage verdeutlicht, liegt der TBS-Wert bereits ab Juni 2009 über de-
nen der anderen beiden betrachteten Indikatoren und erreicht auch mit +17 den 
höchsten Dezember-Vergleichswert. 

Abb. 25:  Beurteilung der aktuellen (Auftrags-)Lage 2009 *

* 	H ierfür wurde der monatliche Index zur Lageeinschätzung des ifo-Konjunkturtestes vom Standardwert 100 ab-
gezogen. Es wurde ein TBS-Schnellinformations-Index aus dem Saldo der verbesserten und verschlechterten 
Auftragseinschätzungen gebildet, und der „Lage-Index“ aus den dritteljährlichen Umfragen der AG der rhein-
land-pfälzischen IHKen wurde abgebildet (das Ergebnis der Winterumfrage wurde im Dezember 2009 abge-
bildet; die Veröffentlichung der Umfrage erfolgte erst im Februar 2010).
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Doch im Rahmen des Krisenbarometers wurden keine Aussagen aufgrund 
der Betrachtung von singulären Indikatoren getroffen. Im Fokus der Befragun-
gen des TBS Schnellinformationssystems stehen diejenigen, für die eine Wirt-
schaftsordnung eigentlich auch geschaffen sein sollte: die Menschen, sprich 
die Beschäftigten in den Betrieben. Mit den Fragen zur Auslastung der Beleg-
schaft, Kurzarbeit, Qualifizierung sowie zu möglichem Personalabbau während 
der Krise, stehen dem TBS Krisenbarometer gleich vier Indikatoren mit direktem 
Bezug zu den Beschäftigten zur Verfügung. Gemeinsam mit den übrigen erho-
benen Rahmenerscheinungen der Krise wie Investitionsstopp, Finanzierungs-
probleme und Auftragsrückgang kann somit ein annähernd realistisches Abbild 
der Situation der Beschäftigten des rheinland-pfälzischen Verarbeitenden Ge-
werbes geschaffen werden. 

Nicht zuletzt deshalb beinhaltete das TBS Krisenbarometer auch die speziel-
len Fragestellungen zur Kurzarbeit und Qualifizierung. Zahlen zu Kurzarbeit und 
Qualifizierung gab es in 2009 nur von der Bundesagentur für Arbeit, und hierbei 
handelte es sich lediglich um nachgereichte Quartalszahlen. Von den aufgeführ-
ten Konjunkturindikatoren untersuchte kein einziger diesen Themenkomplex.

Der Fokus auf Beschäftigungssicherung und Personalabbau im TBS Krisen-
barometer sollte ebenfalls einer sozialpolitischen Komponente und der Arbeit-
nehmerperspektive Rechung tragen.

Prinzipiell lässt sich sagen, dass die Verläufe in den vergleichbaren Frageka-
tegorien wie Investitionsneigung, Auftragsauslastung oder L ageeinschätzung 
zwischen TBS-Befragung und den übrigen untersuchten Konjunkturinstrumen-
ten gleiche Tendenzen aufweisen (vgl. die Ergebnisse des TBS Schnellinformati-
onssystems in Kapitel 3) und die Unterschiede vor allem in den Interpretationen 
der Zahlen liegen. Die beschäftigungsorientierte Herangehensweise an die Kri-
se durch die TBS nutzt solche Indikatoren wie die Lage-, Auftragseinschätzung 
vor allem zum Erkennen eines Zusammenhangs zwischen Auftragsentwicklung 
und Auslastung bzw. Beschäftigungswirkungen, während bspw. der ifo-Index 
oder das DIW-Konjunkturbarometer diese Daten als Indikatoren für die Lage 
und Entwicklung der gesamten Volkswirtschaft nutzen. 

Ein nicht zu unterschätzender Vorteil für die Herangehensweise mit Schwer-
punkt auf den Beschäftigungswirkungen besteht aber nun auch gerade in den 
Auswirkungen für die Prognose der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. Denn 
die fehlende Auslastung der Stammbelegschaft, bzw. die häufig hieraus resul-
tierende N utzung der Kurzarbeit oder die Durchführung von Personalabbau 
hat unmittelbare Folgen für die Kaufkraft der Menschen und somit die Binnen- 
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und Konsumgüternachfrage.  Gleichzeitig ist die Anzahl der durchgeführten 
Qualifizierungsmaßnahmen während der Krise in Kombination mit Kurzarbeit 
ein wichtiges Anzeichen dafür, dass Betriebe bestrebt sind ihr Fachpersonal zu 
halten bzw. zu verbessern, um nach der Krise mit Wettbewerbsvorteilen in den 
Aufschwung gehen zu können. Blickt man sich folglich die Qualifizierungsver-
läufe in der TBS-Befragung an, kann man diese prognosetechnisch für folgende 
Hypothese nutzen: Je mehr an Qualifizierungsmaßnahmen in die Beschäftigten 
investiert wird, desto unwahrscheinlicher ist es, dass diese nach der Krise in der 
Arbeitslosigkeit enden und somit zum Ankurbeln der Binnennachfrage nur noch 
in geringerem Ausmaß zur Verfügung stehen. 

5.3 Quo vadis 2010?

Über das Jahr 2009 hinweg glichen die Ergebnisse des TBS Krisenbarome-
ters denen der anderen Konjunkturindikatoren weitestgehend. Kontinuierlich 
wuchsen im Laufe des Jahres die positiven Erwartungen, die negativen nahmen 
allmählich ab – die wirtschaftliche Lage entspannte sich etwas. 

Dessen ungeachtet nahm der (geplante) Beschäftigungsabbau stetig zu. Zu 
den ersten Verlierern der Krise gehörten, wie sich auch im TBS Krisenbarome-
ter widerspiegelte, Leiharbeitnehmer und befristet Beschäftigte. Wie sich Ende 
2009 und auch aktuell zeigt, nimmt die Anzahl der Leiharbeitnehmer und Be-
fristeten wieder zu. Parallel ist jedoch eine sukzessive Reduktion der Stammbe-
legschaften zu beobachten: die Krise scheint diesen Umstand zu verschärfen 
und teilweise die betriebliche Verteilung weiter Richtung prekärer Arbeitsver-
hältnisse zu verschieben. 

Der aktuelle Konjunkturbericht Winter 2009 / 2010 der IHK Arbeitsgemein-
schaft Rheinland-Pfalz geht von einer weiteren Stabilisierung und stückweisen 
Verbesserung der Situation in den Betrieben aus. Dennoch gaben 40 % der Be-
triebe des Produzierenden Gewerbes an, dass die Kapazitätsauslastung sowie 
der Auftragsbestand weiterhin gering oder schlecht ausfallen. Gegenüber allen 
anderen Branchen würde sich vor allem der Dienstleistungssektor als sehr sta-
bil erweisen und optimistisch in die Zukunft blicken. Den deutlichsten Zuwachs 
bei der Nachfrageerholung gegenüber den letzten Monaten hätten vor allem 
die Investitionsgüterproduzenten und dies zu allererst durch eine Zunahme des 
Exportgeschäfts – hierüber darf man natürlich nicht vergessen, von welchem 
niedrigen N iveau diese Verbesserung ausgegangen ist.  Im Abschlussquartal 
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2009 stagnierte laut Statistischem Bundesamt das deutsche Wirtschaftswachs-
tum. Besonders in der Automobilindustrie und der Chemischen Industrie haben 
sich laut DIW deutliche Produktionseinbußen gezeigt. Daneben habe beson-
ders der reduzierte Konsum die weitere Entwicklung gedämpft. Entsprechend 
dieser Voraussetzungen rechnet das DIW für das erste Quartal 2010 mit einer 
sehr schwachen Expansion der Wirtschaftsleistung. Nicht nur seien die Arbeits-
plätze in Folge der Krise unsicherer geworden, sondern zusätzlich sorgten sich 
offenbar viele Haushalte um die weitere Entwicklung der öffentlichen Finanzen. 
Auch der ifo-Geschäftsklimaindex ist im Februar 2010 leicht gesunken – zum 
ersten Mal seit zehn Monaten ist er nicht gestiegen. Vor allem die schlechte 
Entwicklung im Einzelhandel habe hierzu beigetragen. Dennoch geht das ifo-
Institut von einer Erholung nach dem Winter aus.

Die aktuellen Zahlen und Fakten im Februar 2010 sprechen stark dafür, dass 
die deutsche Wirtschaft vorerst nicht über eine Stabilisierungsphase hinaus-
kommen wird. Vielerorts wurde von einem Aufschwung geschrieben und ge-
sprochen – letztlich sollte es allerdings insgesamt bei einer Stabilisierung auf 
niedrigem Niveau bleiben. Die wirtschaftliche Erholungsphase, so stellte sich 
am Ende des Jahres heraus, dürfte so lange dauern wie befürchtet. Eine Annä-
herung an das Vorkrisenniveau wird es wohl erst in den Jahren 2012 / 2013 ge-
ben. Vermutlich wird sich die Krise in ihrem Nachgang, bei einer verlangsam-
ten Erholung der Wirtschaft, weiter erheblich negativ auf die Beschäftigung in 
Deutschland auswirken. 
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6. 	Interpretationen der Ergebnisse  
sowie mögliche wirtschaftliche und 
soziale Implikationen

Aus den Ergebnissen der TBS-Befragung lassen sich nicht nur Aussagen zum 
Konjunkturverlauf und der Situation in den rheinland-pfälzischen Betrieben tref-
fen, sondern auch allgemeinere Kenntnisse über den wirtschaftlichen Zusam-
menhang hinaus gewinnen. Im Folgenden soll es um die Auseinandersetzung 
mit folgenden Fragen gehen: Welche Relevanz haben die einzelnen Fragen und 
deren Beantwortung in der Jahresbilanz? Welche möglichen wirtschaftlichen, 
sozialen und nicht zuletzt politischen Implikationen lassen sich aus einer tiefer-
gehenden Zahleninterpretation herleiten?

Aus gesamtwirtschaftlicher Perspektive lassen sich anhand der angegebenen 
Daten zur Auftragssituation und der Auslastung der Stammbelegschaft Rück-
schlüsse auf die wirtschaftliche Gesamtsituation der Betriebe ziehen. Dies gilt 
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nicht nur für den Status quo der Umsätze, der Lagerbestände, der Personalaus-
lastung und der Beschäftigungssicherheit, sondern auch für deren zukünftige 
Entwicklungstendenzen. Das heißt, wo stehen die Betriebe aktuell und wie sind 
sie für die Zukunft aufgestellt? Und was bedeutet das dann für die konjunktu-
relle Entwicklung? 

Die mikroökonomisch erfassten Daten können so letztendlich im Idealfall als 
Seismograph für die Gesamtwirtschaft dienen.  Dabei sind selbstverständlich 
die regionalen und branchenspezifischen Unterschiede zu beachten und ana-
lytisch zu berücksichtigen.

In der T BS-Jahresauswertung ließ sich zum Jahresende zunehmend eine 
Entspannung bei den Negativ-Antworten zur Auftragssituation und Auslastung 
ausmachen. Doch die Verbesserung war nur in Relation zur extrem schlechten 
Ausgangslage der Betriebe zustande gekommen. In einem Großteil der Betrie-
be liegt also auch im Jahr 2010 noch keine „gute“ oder ausgelastete und gesi-
cherte Lage vor. Die Zukunft bleibt weiter unsicher und hängt von einer weite-
ren Entwicklung der Weltwirtschaft und der Binnenkonjunktur ab. Aber auch 
eine positive Konjunkturprognose hat nicht automatisch eine Verhinderung ei-
ner Arbeitsmarktkrise zur Folge. Es wird also weiterhin Bedarf für arbeitsmarkt-
politisch wirksame Instrumente wie Kurzarbeitergeld oder anderen geben. Um 
Massenentlassungen und einen drastischen Anstieg der Arbeitslosigkeit ver-
hindern zu können, sind diese dringend notwendig und zweckdienlich. Hier-
aus könnte für die Politik auf Landes- und Bundesebene ein finanzieller Mehr-
aufwand zur Aufstockung und / oder Absicherung dieser Instrumente entste-
hen. Dieser ist jedoch gegen einen möglichen Anstieg der Bezieher von ALG I 
oder II mit entsprechenden Folgen für den Binnenkonsum und die öffentlichen 
Haushalte abzuwägen.

Was die Finanzierungsgrundlagen angeht, schienen diese im Jahr 2009 bei 
der Mehrzahl der rheinland-pfälzischen Betriebe gesichert gewesen zu sein. 
Ganz anders sah dies bei der Reduzierung der Investitionsvolumina aus. Durch-
weg war hier im Jahresverlauf ein schlechter Wert anzutreffen. Ob sich die leicht 
positivere Entwicklung bei der Auslastung und der Auftragslage in diesem Jahr 
auf der operativen Ebene niederschlägt und wieder zunehmend Investitionen 
getätigt werden, ist vollkommen unsicher. Das kann wiederum Folgen für das 
zukünftige Wachstum haben. Da Rheinland-Pfalz einen hohen Anteil von Be-
trieben aus der Investitionsgüterindustrie ausweist, ist es wahrscheinlich, dass 
die Entspannung bezüglich Auslastung und Beschäftigungssicherung zeitlich 
wesentlich länger dauern wird als in anderen Bereichen.

Wenn, wie zu Beginn der Krise, massiv L eiharbeitnehmerInnen entlassen 
werden und die Verträge von befristet Beschäftigten auslaufen, kommt das im-
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mer einem „verdeckten“ Personalabbau gleich. Nachdem im Sommer 2009 in 
der Mehrzahl der Betriebe Leiharbeit abgebaut wurde, war im weiteren Verlauf 
wieder eine allmähliche Erhöhung der Leiharbeitsquote und der befristeten Be-
schäftigung erkennbar. 

Leiharbeit selbst entwickelt sich zunehmend zu einem Frühindikator der kon-
junkturellen Entwicklung: für Auf- und Abschwünge. Neben einem Flexibilitäts-
gewinn für die Betriebe entsteht damit jedoch auch eine Reihe von Problemen 
für die Sozialpolitik. Die Ausweitung prekärer Arbeitsverhältnisse, die im Rück-
zug des Normalarbeitsverhältnisses ihr Komplementär findet, hat weitreichende 
Konsequenzen für Gesellschaft, Staat und Wirtschaft. Auch die Bundesagentur 
für Arbeit teilte im Januar 2010 mit, dass Teilzeitbeschäftigung und geringfügig 
entlohnte Beschäftigung weiter auf dem Vormarsch seien.

Ob ansteigende Personalbedarfe von Unternehmen nach Krisen immer aus-
ufernder durch Leiharbeitnehmer gedeckt werden, und Festeinstellungen hie-
rauf fortwährend seltener werden, müsste empirisch überprüft werden. Es ist 
aber generell anzunehmen, dass aufgrund der aktuellen Krisenerfahrung eine 
starke Zurückhaltung bei der unbefristeten Einstellung von Personal besteht. 

Es ist offensichtlich: die Bundes- und Landespolitik muss die Förderung von 
unbefristeten, nicht prekären Arbeitsformen forcieren, schon aus steuerpoliti-
schen Gründen. Weniger Vollbeschäftigung – bei gleichzeitig mehr Teilzeitbe-
schäftigung und gering entlohnter Arbeit – kann längerfristig nur negative Kon-
sequenzen für die Staatshaushalte und die Binnenkonjunktur haben. Die aktu-
ellen Pläne der Bundesregierung zur Wiederzulassung einer nicht begrenzten 
Zahl von „Befristungsketten“ konterkarieren einen solchen Anspruch. 

Aus Sicht der Gewerkschaften liegt hier eine politische Gegenstrategie auf 
der Hand: die Durchsetzung eines gesetzlichen Mindestlohns, der die Bedin-
gungen für gleiche Löhne bei gleichwertiger Arbeit schafft. Leiharbeit verlöre 
damit ihre Attraktivität, immerzu „verbilligte Arbeitskraft“ mobilisieren zu kön-
nen, und würde infolgedessen ihrem eigentlichen Zweck zugeführt: Betrieben 
die Möglichkeit bieten, unerwartete Auftragsspitzen zu bewältigen. 

Die Einführung eines Mindestlohns sollte letztlich längerfristig zu einem An-
stieg regulärer Beschäftigung führen und den N iedriglohnsektor schrumpfen 
lassen, mit weitreichenden positiven Effekten für Binnenkonjunktur, Staats- 
und Privathaushalte. Die Einführung von Mindestlöhnen hat in anderen euro-
päischen Ländern nicht zu den viel besagten negativen Folgen für die Beschäf-
tigungsentwicklung geführt.10

10	 Siehe auch „WSI-Mindestlohnbericht 2010 – Unterschiedliche Strategien in der Krise“ (WSI Mitteilungen 
3 / 2010).



59
Interpretationen der  Ergebnisse

Der Mindestlohn ist also nicht nur eine Frage der Menschenwürde, sondern 
lässt sich durchaus auch in Zeiten der Krise als ökonomisch sinnvoll verteidi-
gen. Er sichert zum einen das Existenzminimum der Arbeitnehmer, zum ande-
ren stemmt er sich im Idealfall gegen eine deflationäre Lohn-Preis-Spirale, in der 
eine sinkende Nachfrage zu geringerem Wirtschaftsaufkommen und höherer 
Arbeitslosigkeit führen kann.

Der Personalabbau in den Betrieben kann als ein Indikator für die zukünfti-
ge Arbeitsmarktentwicklung gelten. Kurzarbeit und Qualifizierungsmaßnahmen 
konnten hier, wie weiter oben schon erwähnt, massiv gegen einen Personal-
abbau wirken und Auftragseinbrüche auffangen. Nahezu die Hälfte der rhein-
land-pfälzischen Betriebe des Verarbeitenden Gewerbes war Ende 2009 wei-
ter in Kurzarbeit. Die Möglichkeit dieses Instrument nutzen zu können, hängt 
von Fall zu Fall von der Lage des Unternehmens, aber auch von den rechtlichen 
Rahmenbedingungen ab. Selbst bei der, im letzten Jahr noch möglichen, Aus-
schöpfung der 24 Monate Kurzarbeit, laufen bei einigen Unternehmen 2010 
die Kurzarbeitergeld-Bezugsfristen ab. Und dann? Hier sind neue Arbeitszeit-
modelle zur Beschäftigungssicherung zu diskutieren, beispielsweise das IG 
Metall-Konzept des „kleinen Kurzarbeitgeldes“, das eine reduzierte Arbeitszeit 
(bis zur 26std.-Woche) bei teilweiser Lohnaufstockung vorsieht. Hiermit könn-
te man die Krisenfolgen weiter auffangen und einer Verschärfung der Arbeits-
marktsituation entgegentreten. Zu überlegen wäre in diesem Zusammenhang, 
wie man Anreize schaffen kann, um die Anzahl der qualifizierenden Betriebe 
weiter zu erhöhen. 

Auf die Frage nach den Folgen für die Beschäftigten und Betriebe wenn die 
KuG-Bezugsfrist von 24 Monaten aufläuft, hat die Bundesregierung noch keine 
befriedigende Antwort formuliert. Lediglich die Landesregierungen in Rhein-
land-Pfalz und im Saarland haben hierzu gemeinsam eine Gesetzesinitiative in 
den Bundesrat eingebracht, wonach die vorgeschriebene dreimonatige Pause 
nach Auslaufen der maximalen Kug-Bezugsdauer und erneuter Antragsstellung 
gestrichen werden soll.

Normalerweise muss ein Betrieb nach 24-monatigem KuG-Bezug drei Mona-
te ohne Kug auskommen, erst hiernach kann erneut KuG (derzeit für maximal 
18 Monate) beantragt werden. Die Gesetzesinitiative sieht vor, die dreimonati-
ge Lücke zu schließen und den Betrieben einen nahtlosen Bezug des KuGs zur 
Beschäftigungssicherung zu ermöglichen.

Ende 2009 hatten 36 % der rheinland-pfälzischen Betriebe bereits Personal-
abbau durchgeführt und weitere 20 % dies geplant. Es ist zu vermuten, dass die-
se Zahlen sich erstens weiter verschlechtern werden und zweitens noch nicht 
vollständig auf dem Arbeitsmarkt angekommen sind. Neben den allgemeinen 
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Kündigungsfristen sind auch vereinbarte T ransfermaßnahmen ein Grund für 
diese Verzögerung.  Da Mitarbeiter, die im Zuge ihre Entlassung in T ransfer-
gesellschaften übergehen maximal 12 Monate als bei diesen angestellt gelten, 
können sie erst nach diesem Zeitraum „offiziell“ als arbeitslos gelten. Im Idealfall 
folgt auf die Transfermaßnahme allerdings wieder ein reguläres Beschäftigungs-
verhältnis. Außerdem ist zu berücksichtigen, dass in der Mehrzahl der Betriebe 
der Personalabbau parallel oder im Anschluss zu KuG durchgeführt wird. Für 
die betroffenen Arbeitnehmer bedeutet das nach den erheblichen Entgelteinbu-
ßen, die schon durch Kurzarbeit entstanden sind, weitere gravierende Verluste 
durch Arbeitslosigkeit hinnehmen zu müssen. Dadurch werden vermutlich die 
Anzahl der Privatinsolvenzen und der Grad der Verschuldung erheblich anstei-
gen – mit all den negativen Folgen für die Binnennachfrage.11

Was die Finanzlage und die Investitionsneigung der Betriebe anbelangt, wird 
sich bald zeigen, inwieweit sich für viele das drastische Minus in den Jahres-
bilanzen (2009) weiter negativ auf zukünftige Entwicklungen niederschlagen 
wird. Die aufgelaufenen Verluste in den Bilanzen werden besonders bei mittel-
ständischen Unternehmen zur Verschlechterung der Bankenratings führen und 
somit deren L iquidität gefährden.  Die L andesregierung hatte unter anderem 
über die Krisensonderprogramme der Investitions- und Strukturbank Rhein-
land-Pfalz (ISB) GmbH dahingehend ihr Möglichstes getan. In 2009 wurde das 
Bürgschaftsneugeschäft der ISB um 68 % gesteigert. Dies ist u. a. bedingt durch 
das Soforthilfeprogramm des Landes Rheinland-Pfalz, im Rahmen dessen der 
Bürgschaftsrahmen auf 800 Mio. € verdoppelt und ein Sonderbürgschafts- und 
Darlehensprogramm für unverschuldet von der Finanzkrise betroffene Unter-
nehmen aufgelegt wurde. Ca. 500 Unternehmen haben in 2009 durch ISB-Bürg-
schaften zusätzliche L iquidität und Investitionspotenzial generieren können. 
Insgesamt verwaltet die ISB mittlerweile ein Bürgschaftsvolumen von rheinland-
pfälzischen Unternehmen iHv 500 Mio €.12

Abschließend lässt sich hinzufügen, dass die Zuverlässigkeit aller Progno-
sen und Krisenbarometer stets mit den üblichen statistischen Unsicherheiten 
behaftet sind und naturgemäß keine Rückschlüsse auf einzelne Betriebe gezo-
gen werden können. 

Die Zukunft der Betriebe und Beschäftigten in Rheinland-Pfalz bleibt zwar 
schwer kalkulierbar, dies sollte aber weder Betriebsräte und Beschäftigte, noch 
Geschäftsführungen davon abhalten, sich bestmöglich aufzustellen und für die 
Unwägbarkeiten des Kommenden zu rüsten.

11	  Siehe auch die neusten Zahlen des Statistischen L andesamtes (Pressmitteilung zu Unternehmens- und 
Privatinsolvenzen Nr.34 / 9.03.2010)

12	 Pressemitteilung der Staatskanzlei Rheinland-Pfalz vom 19.03.2010
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7. 	Anhang: Methodik  
des TBS Schnellinformationssystems

An der T BS-Befragung der Betriebsräte haben durchschnittlich 191 Be-
triebe, mit 98.229 Beschäftigten teilgenommen.  Zu Beginn der Befragung 
waren es 138 Betriebe (KW 11), in der 40.Kalenderwoche zeitweilig sogar 
207 Betriebe (mit 106.157 Beschäftigten) und zum Schluss (KW 52) hat-
te die Anzahl mit 192 Betrieben wieder etwas abgenommen.  Im Konzern-
zusammenhang standen nahezu konstant 56 % der befragten Unternehmen. �
Die durchschnittliche Gesamtzahl der Auszubildenden in den mitwirkenden 
Betrieben betrug 4.330. 

Die Betriebsräte konnten in Absprache mit der Landesregierung und den Ein-
zelgewerkschaften ab dem Februar 2009 für das Schnellinformationssystem ge-
wonnen werden. Per Mail oder Briefpost wurden den Betriebsräten ein Stamm-
datenblatt sowie der Fragebogen zugestellt. Das Stammdatenblatt des Betriebs 
wurde einmalig ausgefüllt bzw. bei Bedarf aktualisiert – der Fragebogen wurde 
hingegen wöchentlich bzw.  zwei-wöchentlich aktualisiert.  Die Aktualisierung 
fand per Email oder in telefonischer Rücksprache statt. 

Die Daten wurden in einer Datenbank aufbereitet und anonymisiert ausge-
wertet. Die Auswertungen wurden einmal pro Woche an die Landesregierung, 
die Einzelgewerkschaften und an die Betriebsratskolleginnen und Betriebsrats-
kollegen per Mail versendet.

Teilnehmende Betriebe waren überwiegend Kapitalgesellschaften, an Perso-
nengesellschaften waren lediglich solche GmbH & Co. KGen vertreten, die ju-
ristische Personen als Komplementäre hatten, so dass zu keinem Zeitpunkt ein 
Rückschluss auf die Vermögensverhältnisse natürlicher Personen in den einzel-
nen Betrieben möglich war. 

Sämtliche Daten wurden im Zeitraum Februar 2009 bis Dezember 2009 er-
hoben, anonymisiert ausgewertet und nach Abschluss des Projekts vernichtet.

Sowohl Fragebogen als auch Stammdatenblatt sind im Anhang dargestellt. 
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Betriebliches Krisenbarometer
Wöchentliche Befragung der Betriebsräte

Betrieb: 
Ansprechpartner: 
KW der Befragung:  X / 2009

1.) Wie hat sich die Auftragssituation im Betrieb im Vergleich zur vorherigen Nach-
frage entwickelt? Welche Situation erwarten Sie/erwartest Du in drei Monaten?

aktuell in einem Monat in drei Monaten

verbessert

konstant

verschlechtert

2.) Hat Ihr/Dein Betrieb derzeit Finanzierungsprobleme?

  ja   nein   unbekannt

3.) Wurden in Ihrem/Deinem Betrieb die ursprünglich vorgesehenen Investitions
volumina reduziert? 

         ja   nein   unbekannt

4.a) Gibt es aktuell „Insourcing“-Maßnahmen im Betrieb?

  ja   nein

4.b) Gibt es aktuell „Outsourcing“-Maßnahmen im Betrieb?

  ja   nein

5.) Wurden in Ihrem/Deinem Betrieb einzelne Schichten gestrichen?

  ja   nein, �
auch keine Planungen

  nein, �
ist aber in Planung

6.) Reicht die vorhandene Auftragssituation aus um das vorhandene Stammpersonal 
ohne Maßnahmen wie Kurzarbeit zu 100% auszulasten? Was erwarten Sie/Du für 
eine Situation in drei Monaten?

aktuell in drei Monaten

Auftragssituation reicht nicht aus      

Auftragssituation reicht aus      

Zu wenig Stammpersonal      

Unbekannt      



63
Anhang

7.) Ist in Ihrem/Deinem Betrieb Kurzarbeit geplant, beantragt oder bereits in der 
Umsetzung?

  nicht geplant   ist in Planung

  ist beantragt   ist umgesetzt

falls beantragt oder umgesetzt: In welchem Umfang erfolgt die Kurzarbeit?

Anzahl betroffene Beschäftigte:  

Umfang der Kurzarbeit:      Arbeitsstunden/Woche

Zeitspanne der Kurzarbeit:  von     bis      

Falls das beantragte oder umgesetzte Kurzarbeitsmodell zu wöchentlichen, arbeitsfreien 
Werktagen führt, welche Werktage sind betroffen:

Sind im Rahmen der Kurzarbeit Personalqualifizierungsmaßnahmen konkret geplant (ver-
einbart), beantragt oder bereits in der Umsetzung?

  nicht geplant    konkret geplant/vereinbart

  ist beantragt   ist umgesetzt

Falls Qualifizierungsmaßnahmen angedacht sind oder umgesetzt werden, werden diese 
Maßnahmen öffentlich gefördert?

  ja   nein

8.) Wird in Ihrem/Deinem Betrieb aufgrund der wirtschaftlichen Entwicklung über 
Personalabbau diskutiert oder wurde bereits Personal abgebaut?

  Personalabbau nicht geplant oder umgesetzt        Personalabbau geplant     

  Personalabbau bereits durchgeführt

falls geplant oder umgesetzt: In welchem Umfang wird/wurde Personal abgebaut?

Anzahl betroffene Beschäftigte: 

Wird/wurde ein Sozialplan ausgehandelt:   ja   nein

Ist eine Transfergesellschaft vorgesehen:   ja          nein

9.) Gibt es weitere Maßnahmen, die für Ihren/Deinen Betrieb wünschenswert oder 
sinnvoll zur Bewältigung der aktuellen Wirtschaftssituation wären?

  ja, folgendes 

  nein



64
Anhang

Stammdatenblatt für Krisenbarometer Betriebsräte

lfd.Nr.
Betrieb: 
Anschrift:
Geschäftsführer / Vorstand:

BR-Vorsitzende(r):
Telefon 1:
Telefon 2:
E-Mail:
stellv. BR-Vorsitzende(r):
Telefon 1:
Telefon 2:
E-Mail:
sonstige(r) Ansprechpartner(in):
Telefon 1:
Telefon 2:
E-Mail:
zuständige Gewerkschaft:
regionale Zuständigkeit/ Verwaltungsstelle:
DGB-Region:
Tarifvertrag:
Branche:
Produkt:

Konzernzusammenhang   ja	   nein 

Zulieferer Automobilindustrie   ja	   nein 
Anz. Mitarbeiter (Stand 01.01.09):
Anz. Auszubildende (01.01.09):
Jahresumsatz letztes GJ 
Jahresergebnis letzes GJ

Einsatz Leiharbeiter   ja	   nicht mehr	   noch nie/aus-
	 nahmsweise 

Höchstzahl LeihAN in 2008

Einsatz befristete AN   ja	   nicht mehr	   nein 

Stand Arbeitszeitkonten   positiv	   auf Null	   negativ

Gibt es Betriebsteile mit Überstunden?   ja	   nein 
Wird derzeit eine Arbeitszeitverkürzung im 
Rahmen des Tarifvertrags praktiziert?   ja	   nein 

Wieviele Auszubildende lernen aus?
Wieviele Auszubildende werdend unbefris-
tet übernommen?
Wieviele Auszubildende werden befristet 
übernommen?




